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”‚ für Recht erkannt:'
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#2—

28. Mai 1986 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat den Klägerinnen und der Beigeladenen zu 1

auch die Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.

G r ü n d e :

Die Beteiligten streiten um die Kürzung
von Hinterbliebenenrenten

wegen einer nachträglich zuerkannten Waisenrente.

Der am 24. Juli 1981 durch einen Arbeitsunfall tödlich verun-

glückte H.;
:

‚At.
war bei der beklagten

Berufsgenossen-

schaft
versichert.

Er hinterließ die Witwe L.
.e'f„■£3„"fffifr‘g

wf
- Klägerin zu 1) - und die Waisen M. A. - Klägerin

"Jzu 2) - und S. A.
. ‚_ Klägerin zu 3) -. Weiter lebte in der* .?

' Familie des Versicherten zum Zeitpunkt des
Versicherungsfalles :

die am 6. April 1965 geborene E.
‘

K. - Beigeladene
"

leu
1) -. Sie war durch den

Beigeladenen
zu 2) als

PflegekindvinV)

% die Familie des Versicherten vermittelt worden.

Die Beklagte erhielt zunächst am 11. August 1981 mit Eingang des

" von der Klägerin zu 1) ausgefüllten Fragebogens Kenntnis von der

: Existenz der als "Pflegekind" bezeichneten Beigeladenen zu 1). Am

12. Oktober 1981 teilte die Beigeladene zu 2) der Beklagten mit,
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«daß‚E., K. tom 21.>Mai 1980„5,19; September1981in
lder Familie‚Hlf "?-A‚fÜ (in FamilienPflege genesen wäre.(■?"gp„

‘;Durch Bescheide vom
5;

November 1981 gewährte die Beklagte den

Klägerinnen Hinterbliebenenrenten nach 5 598 Abs 1 der Reichs-_

versicherungsordnüng (RVG) von zusammen 4/5 des
Jahresarbeits-

verdienstes. Diese stellte die Beklagte sodann durch Bescheid vom
)

zu. Februar 1982 mit der Begründung neu fest; die Beigeladene

zu 1) sei als waisenrentenberechtigtes Pflegekind hinzugetreten

und die Hinterbliebenenrenten seien deshalb unter Berücksichti-‘

gung des durch % 598 Abs 1 Satz 1 RVO gesetzten Höchstbetrages

von ü/5 des Jahre3arbeitsverdienstes nach dem Verhältnis ihrer

Höhen zu kürzen. Durch Bescheide vom 28. Juli 1982 und vom

16. Juni 1983 gewährte
die Beklagte der Beigeladenen zu 1)

Waisenrente.

>DemKürzungsbé$cheid vom 29; Februar 1982 Widersprachen die _8

_Klägerinnen mit der Begründung, die Beigeladene zu 1) sei für

einen von vornherein begrenzten Zeitraum und also nicht als

. Pflegekind in die Familie aufgenommen worden. Die Beklagte wiesi' "

die Widersprüche zurück (Bescheid
vom 14. September 1983);

.
Das Sozialgericht (SG) hat sich der AuffaSsung der

Beklagten

angeschlossen.
Die Beigeladene zu 1) sei Pflegekind des

Versi—'lk.

i'cherten und als neuer Berechtigter iS des 5 598 Abs 2 Sati 1 RVG

hinzugetreten, und die Klage abgewiesen (Urteil vom 18. Juni
‚

'

198“). Auf
die Berufung

der Klägerinnen hat das
Landessozialge-'l

richt (LSG) das Urteil des SG geändert und die Kürzungsbescheide
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„__u_'

der Beklagten aufgehoben (Urteil vom 28. Mai 1986). Zur
Begrün-iä;

dung hat es ua
ausgeführt: Uber das streitige KihdschaftsverL‘.

_hältnis der Beigeladenen zu 1) brauche nicht entschieden zu wer-

den; denn die Beklagte habe den Rentenbescheid vom 5. November4

1981 schon aus verfahrensrechtlichen Gründen nicht ohne weiteres

zu Ungunsten der Klägerinnen ändern können. Die Neuberechnung der

8Hinterbliebenenbezüge erlaube S 598 Abs 2 BVD nur ausnahmsweise“

bei Hinzutreten eines neuen Berechtigten. Da der Beklagten der

erhebliche Sachverhalt zum Zeitpunkt der erstmaligen Entscheidung

über die zu gewährende Hinterbliebenenversorgung jedoch voll—

ständig bekannt gewesen sei, sei es ihr verwehrt, aus demselben

Sachverhalt nachträglich andere rechtliche Schlüsse zu ziehen. }_

.“J z.—■.; ’

Die Beklagte
hat

die vom LSG zugelassene Revision eingelegt und

rügt darin die Verletzung von S 598 Abs 2 RVG. Als Hinzutritt 13

dieser Vorschrift sei nicht allein das Bekanntwerden der Existenz

‚einer
Person schlechthin, sondern ihr Bekanntwerden als an-

spruchsberechtigte Person zu verstehen. Zum Zeitpunkt der
Erteiég

lung des ersten Rentenbescheides habe die
AnspruchsberechtigungiÄ

der ihrer Person nach bekannten Beigeladenen zu 1) noch nicht

festgestanden. Im Hinblick auf die Vielschichtigkeit des
Pflegei£

kindbegriffs seien noch umfangreiche tatsächliche und
rechtliche

Feststellungen zu treffen gewesen. Ein zeitlicher Aufschub der

lgemäß
% 1545 Abs 2 BVD beschleunigt zu treffenden Feststellung

der Hinterbliebenenrenten bis zur Entscheidung über den Anspruch

der Beigeladenen zu 1) habe aber den Klägerinnen nicht zugemutet

werden können.?
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Die
Beklagte beantragt,‘

das
Urteil

des Lande$sozialgerichts ;

für das Land
Nordrhein—Westfalen

vom

28. Mai 1986 abzuändern und die Klage

abzuweisen.

Die Klägerinnen beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Sie halten die Entscheidung
des

LSG für zutreffend und weisen ua

darauf hin, daß zum Zeitpunkt der Verwaltungsentscheidung über

die Gewährung der Hinterbliebenenversorgung der bekannte Sach-
_

‘verhalt keine
Véranlassung

zu weiteren umfassenden
Prüfungenlb

hinsichtlich der Anspruchsberechtigung der Beigeladenen zu 1)„

geboten habe. Die Beklagte könne weder eine bloße Überlegungs-

' zeit, noch ein rechtliches Umdenken bezüglich der Anspruchsbe-

rechtigung der
Beigeladénen

zu 1) als Hihzutreten iS des 5 598

Abs 2 EVO geltend machen. Im übrigen habe sie eine beschleunigte

Vorabbescheidung durch einen entsprechenden Vorbehalt gegenüber_

i_den Klägerinnen kennzeichnen müssen.

‚Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (% 124 Abs_2 des

SoZiälgerichtsgesetzés -SGG-).
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'‚II'

Ü Die Revision ist nicht begründet. Das LSG ist fehlerfrei und mit

zutreffenden Gründen zu dem Ergebnis gekommen, daß die Beklagte _v‚Ü

zur Kürzung der den Klägerinnen durch Bescheid vom 5. November

1981 gewährten Renten nicht berechtigt war.
_

Der Bescheid vom 5.
November 1981;

durch den die
Beklagte

als

Ergebnis ihrer Prüfung den
Klägerinnen

Hinterbliebenenrenten ge5

währte, ist mit seiner Zustellung für die Beklagte bindend ge-

worden, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist (S 77

SSG).

}
In den ä3

UB,
47, M8 des Sozialgesetzbuches — Zehntes Buch -

Verwaltungsverfahren — (SGB X) vom 8. August 1980 (BGBl I

S 1469, Der. 3 2218) ist allgemein geregelt, unter welchen Vor-
Üu

aussetzüngen die Verwaltung einen - wie vorliegend gegeben —’
‘ „

lbindend gewordenen begünstigenden Verwaltungsakt aufheben darf. fi

_‘Das
SGB X gilt für

alle
Sozialleistungsbereiche des SGB,

soweit‚bff

A„sich aus seinen besonderen Teilen nichts Abweichendes ergibt 3 }

‘(S 37 SGB I). Aus 5 598 Abs 2 RVO ergibt sich Abweichendes
ge-

I'genüber % 48 SGBx. Nach %598 Abs 2 Satz 1 BVGsind die Hin-■

'fterbliebenenbezüge neu zu berechnen, wenn der Höchstbetrag der j:3j_

f_gemäß 3 598 Abs 1 RVOberechneten Hinterbliebenénréntéh ausgea'vlf;f

schöpft ist und später ein weiterer Berechtigter hinzutritt. Der

.Gesetzgeber hat hierdurch die Rechtsgrundlage dafür geschaffen, ff}

daß die Bestandskraft des ursprünglichen Rentenbescheids durch-‚„'

“brochen und gegebenenfalls eine Kürzung der bereits festgestell-
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(ten Hinterbliebenenrenten vorgenommen
werden“kanh_(Bundestagsév'f31

'ausschuß, Bericht, BT-Drucks IV/938 -neu-‚ S 15).

Die Vorausset2ungen des 5 598 Abs 2 Satz 1 BVD sind jedoch, wie

das
LSG zutreffend entschieden hat, nicht erfüllt.

Die Beigeladene zu 1) ist nicht 13 von S 598 Abs 2 Satz 1 RVG

später als neue Berechtigte hinzugetreteni Dabei muß der
erken-

nende Senat offen lassen, ob ein Pflegekindsehaftsverhältnis der

Beigeladenen zu 1) zum Versicherten bestand. Das LSG hat zwar

festgestellt, daß sowohl der Beigeladene zu 2) wie auch die Klä—i

lgerin
zu 1) von

der
Existenz einer Familienpflege zum Zeitpunkt?

des Versicherungsfalles ausgegangen
sind; gleichwohl

reichte ihn

der ermittelte Sachverhalt zur Entscheidung der aufgeworfenen

2Frage nicht-aus, nachdem der Beigeladene zu 2) sich im Verfahren "

{weder
schrift$ätzlich geäußert hatte, noch in der mündlichen „)gw

Verhandlung durch schriftlich BeVollmächtigte vertreten
war.1

selbst wennjedoch die Beigeladene
zu 1)

weisenrentenberechtight12

jwäré, fehlt
es an

dem in 5 598 Abs 2 RVO vorausgesetzten
späterenii

rHinzütreten eines neuen Berechtigten. Als späteres Hinzutreten“

leines
neuen

Berechtigten
gilt sowohl eine Änderung der objektiven

‘Verhältnisse selbst
- zB Geburt eines Kindes oder Feststellung_id“

‚der
Vatersbhaft nach dem Tode des Versicherten (BSGE 50, 239) -

f„f

{als auch eine Änderung der Kenntnis von diesen Verhältnissen ?‘ZE'2

'BekanntWerden
eines nichteheliChen Kindes (Ausschußbericht, aaO,\

s; Sa_chverhalt zu BSGE 50, 239) — nach der erstmaligen Feststel—

lung der Hin
terbliebehenversorgung.

Der
Gesetzgeber wollte die

-8-‚
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_8-'

Höchstgrenze der Hinterbliebenen unabhängig davon stellen, zu_

welchem Zeitpunkt die Berechtigten dem Versicherungsträger bee)

kannt werden (Ausschußbericht aaO).

Nach den von der Revision zulässig und begründet nicht
angegrif-

fenen tatsächlichen Feststellungen des LSG war der dem Kürzungs-

bescheid vom 24. Februar 1982 zugrunde gelegte Sachverhalt je-
}

doch bereits zum Zeitpunkt des Erlasses des ursprünglichen Ren-

tenbescheides vom 5. November 1981 nicht nur objektiv gegeben,

sondern die Beklagte hatte schon bei Erlaß des Erstbescheides

Kenntnis von der Existenz der Beigeladenen zu 1) sowie dem Um-

stand, daß diese nach den Angaben der Klägerin zu 1) und
der;=‘ll

Beigeladenen zu 2) im Zeitpunkt des Versicherungsfalles als

Pflegekind Aufnahme in die Familie des Versicherten gefunden
;

hatte. Die Beklagte hat jedoch trotz dieser Angaben der Klägerin

zu 1) und einer Auskunft des Beigeladenen zu 2) vom 12. Oktober—“,)

1981 über den Bestand des Pflegekindschaftsverhältnisses, das
“:

‚einer weiteren förmlichen Feststellung — etwa wie in dem vom BSG

entschiedenen Fall einer nichtehelichen Vaterschaft (BSGE 50,

'aa0) — nicht bedurfte, den Bescheid vom 5. November 1981 er-}19

teilt. Die erst danach getroffene Entscheidung der Beklagten, daß

auch nach ihrer Auffassung hinsichtlich der Beigeladenen zu 1)

'ein Pflegekindschaftsverhältnis iS des 5 595 Abs 1 RVG vorgelegen;fw

'hat, kann nicht als Hinzutreten eines Berechtigten gewertet

werden. Dies entspricht der ständigen Rechtsprechung des BSG
zu‘lt'

den ähnlichen Vorschriften über die Neufeststellung der Leistun—

gen bei wesentlicher Änderung der für die
Leistungsgewährung.Ü "

maßgebenden Verhältnisse (s Brackmann, Handbuch der Sozialver—
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sicherung,
1D.

Aufl, S 582 ff.). Das BeStreben der Beklagten,

.
der Witwe und

den
Kindern des Verstorbenen möglichst schnell

Hinterbliebenentschädigung
zu gewähren, rechtfertigt schon

ange->

siehts der Möglichkeit von Vorschüssen (s 5 42 SGB I) entgegen

der Auffassung der Revision keine andere Entscheidung.

Der Kürzungsbescheid vom 24. Februar 1982 kann auch nicht nach

& 43 SGB X in einen Rücknahmebescheid nach 5 45 SGB X umgedeutet

werden. Die Beklagte hat eine solche Umdeutung in dem hier an—

hängigen Verfahren nicht
vorgenommen.

Es kann dahinstehen, ob

auch Gerichte zu einer Umdeutung nach
SV43

SGB X befugt sind (s

zum Meinungsstreit Brackmann, Handbuch der Sozialversicherung,

10. Aufl, S 232 dl, Hauck/Haines, SGB X/1,2, Stand: 1. Februar‚

1987, K 5 43 Rz 13 mwN); denn die Umdeutung ist hier jedenfalls

durch 3 43 Abs 3 SGB X ausgeschlossen. Die Vorschrift bestimmt,

daß eine Entscheidung, die als gesetzlich gebundene Entscheidung

ergangen ist, nicht in eine Ermessensentscheidung umgedeutet

werden kann. 5 45 SGB X stellt jedoch die Rücknahme eines

rechtswidrigen Verwaltungsaktes in das pflichtgemäße Ermessen der

Behörde (BSGE 59, 157 163; BSG SozR 1300 € 45 Nr 9 und 24; BSG,
.

Urteil vom 28. November 1984
- 4 RJ

37/84 —). Die erforderliche

Abwägung zwischen dem öffentlichen Interesse an der Rücknahme

eines rechtswidrigen_Verwaltungsaktes gegenüber dem Interesse der

Klägerinnen an
dem Fortbestand

des sie begünstigenden Verwal— "

tungsaktes hat die Beklagte nicht vorgenommen, da 5 598 Abs 2

'
RVG, auf den sie ihren

Kürzungsbschéid
gestützt hat, bei Vorlie-

gen der gesetzlichen
Voraus3etzungen

zur Neuberechnung der Hin-

terbliebenenbezüge verpflichtet. Wie bereits der 7. Senat des

_10_
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


"10“

BSG entschieden hat;
schließt das Fehlen jeglicher

Ermessensäus-

übung die
Umdeutung

eines Verwaltungsaktes in einen Rücknahmebe—

scheid aus (BSG Urteil vom 17. April 1986 — 7 RAr 101/84 -). Aus

den gleichen Gründen scheidet eine Umdeutung des Kürzungsbe-

scheides in einen Widerruf des Rentenbewilligungsbescheides
vom: F

5. November 1981 nach % “7 SGB X aus. Denn der Widerruf eines

rechtmäßigen begünstigenden Verwaltungsaktes ist beim Vorliegen

'aéf in
$ M5 Abs 1 Nr 1 und 2 SGBX angeführten Gründe ebenfalls

‚in das pflichtgemäße Ermessen der Behörde gestellt..; u'i'

Die Revision der Klägerin
war nach allem gemäß 5 170 Abs 1 Satz ”

SGG als unbegründet zurückzuweisen.

Die Kosténéntscheidung folgt aus s 193 sec.
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